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Nepal

Im Juni 2020 trat die Dis-
kriminierung erneut zuta-
ge, nachdem der Gesetzgeber 

eine Änderung der Staatsbür-
gerschaftsgesetze vorgeschlagen 
hatte, um den Erwerb von Aus-
weisen einzuschränken. Auch UN-
Berichterstatter/-innen schrie-
ben an die Regierung, dass die 
Änderung „Frauen, Transsexuelle 
und Personen diversen Geschlechts 
diskriminiere“ und nicht den in-
ternationalen Menschenrechts-
standards entspreche. In Nepal 
ist Geschlechterdiskriminierung 
untrennbar mit einer ethnozent-
rischen, patriarchalen Voreinge-
nommenheit gegenüber Nepalis 
verbunden, die insbesondere in der 
südlichen Region Madhes leben. 

Vom liberalen 
Staatsbürgerschaftsverständnis 
zur Exklusion

Die Geschichte der Vergabe von 
Ausweisen in Nepal beginnt 1952 
mit dem allerersten Staatsbürger-
schaftsgesetz. Während der auto-
kratischen Herrschaft des Rana-
Regimes von 1846 bis 1951 basierte 
das politische System auf der or-
thodoxen, der Kastenzugehörig-
keit fußenden, hinduistischen So-
zial- und Rechtsordnung. Die in 
Nepal lebenden Menschen waren 
steuerzahlende Untertanen. Ab 
1951 wurden einige demokratische 

Praktiken eingeführt, zu denen ein 
politisches Mehrparteiensystem, 
regelmäßige Wahlen, eine unab-
hängige Justiz, eine moderne Bü-
rokratie und die Vergabe von Do-
kumenten zur Staatsbürgerschaft 
gehörten.

Im Unterschied zur heutigen Re-
gelung unterschied das Gesetz von 
1952 nicht zwischen Staatsbürger-
schaft durch Abstammung und 
Staatsbürgerschaft durch Einbür-
gerung. Staatsbürger/-innen waren 
alle, die in Nepal geboren wurden 
sowie zugeheiratete Personen. Die 
Bestimmungen waren relativ li-
beral. Da Ausweise für Transak-
tionen wie den Kauf und Verkauf 
von Land noch nicht zwingend ge-
worden waren, zogen es viele Ne-
palis vor, ohne Bescheinigung ih-
rer Staatsangehörigkeit im Land zu 
leben und zu arbeiten.

Die Bürgerrechte wurden 1960 zu-
rückgestutzt, als König Mahendra 
Shah die absolute Monarchie ein-
führte, die Verfassung außer Kraft 
setzte, das gewählte Parlament auf-
löste und eine Form der direkten 
Herrschaft einführte, die als „par-
teilose Panchayat-Demokratie“ be-
zeichnet wurde. Das Panchayat-
System betonte die Homogenität 
der Bevölkerung und überlagerte 
„den Status des Bürgers oder der 
Bürgerin mittels der Kategorie der 

Einheimischen“. Die Nachfrage 
nach Ausweisdokumenten nahm 
zu, da nun für Landbesitz, Eigen-
tumserwerb und Bildungszugang 
ein Dokument notwendig war.

Zur Konsolidierung des Pancha-
yat-Regimes trat 1962 eine neue 
Verfassung in Kraft, der zwei Jah-
re später ein geändertes Staats-
bürgerschaftsgesetz folgte. Die-
ses Gesetz von 1964 unterschied 
nun zwischen Staatsbürgerschaft 
durch Abstammung und durch 
Einbürgerung. Eine Staatsbür-
gerschaft durch Abstammung 
war nur noch durch die patrili-
neare Verbindung Vater-Kind, 
Ehemann-Ehefrau möglich. Für 
die Einbürgerung musste ein(e) 
Antragsteller/-in Nepali sprechen 
und schreiben können. Die Sprach-
klausel hatte große Auswirkungen 
auf die Madhesi, Menschen im Sü-
den Nepals, von denen eine große 
Mehrheit kein Nepali sprach. Die 
Anerkennung der Staatsbürger-
schaft in der Panchayat-Zeit war 
dem Gesetz nach restriktiv und 
ermöglichte den Beamten willkür-
liche Entscheidungen. Die Kon-
struktion des „Nepalitum“ be-
ruhte auf elitären, männlichen, 
hochkastigen Idealen von Hindus, 
die den Bergregionen entstamm-
ten. Nicht zufällig entsprach die 
überwältigende Mehrheit der Bü-
rokraten diesen Idealen. Die Ma-
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dhesi wurden hingegen als „Inder 
in Verkleidung“ konstruiert. 

Demokratische Einschübe

Jahrzehnte des politischen Wider-
stands und Massenbewegungen 
führten ab den 1990er-Jahren wie-
der zur parlamentarischen Demo-
kratie und einer demokratischen 
Verfassung. Die neue Verfassung 
versteht Nepal zwar als „multieth-
nische“ und „mehrsprachige“ Nati-
on, erachtet aber das diskriminie-
rende Staatsbürgerschaftsgesetz 
von 1964 weiterhin als gültig. Die 
Sprachklausel wurde gelockert, 
so dass nun nicht mehr nur Ne-
pali, sondern eine „Nationalspra-
che“ hinreicht, um die Staatsbür-
gerschaft durch Einbürgerung 
erwerben zu können. Die patrili-
neare Grundlage änderte sich je-
doch nicht.

Den Kampf für gleiche Bürger-
rechte führten in den 1990er-Jah-
ren Frauen aus der Badi-Gemein-
schaft - Dalits, die im Zuge der 
Migration und Urbanisierung in 
den 1960er-Jahren von Einkommen 
aus der Sexarbeit leben mussten. 
Aufgrund ihrer politischen Aktivi-
täten wies im Jahr 2005 der Ober-
ste Gerichtshof die Regierung an, 
jedem Kind die Staatsbürgerschaft 
zuzuerkennen, auch wenn die Iden-
tität des Vaters nicht klar war. Sol-
che Ausweise enthielten jedoch die 
Bemerkung „Vater nicht identif i-
ziert“. Eine Bestimmung, die der 
Forderung nach einer Staatsbür-
gerschaft durch den Namen der 
Mutter weiterhin nicht entsprach. 
Und die für die Ausstellung von 
Ausweisen zuständigen Behörden 
verfügten immer noch über einen 
großen Ermessensspielraum.

Der Erwerb der Staatsbürgerschaft 
wurde erneut reformiert: ein neues 
Gesetz 2006 und eine Interims-
verfassung 2007 mit einer Libe-
ralisierung der Bestimmungen. 
Insbesondere erlaubte die Interims-

verfassung, die Staatsbürgerschaft 
durch Abstammung grundsätzlich 
sowohl vom Vater als auch von der 
Mutter zu erwerben – unbescha-
det einzelner Differenzierungen. 
Etwa zur gleichen Zeit handelten 
politische Kräfte der Madhesi eine 
zeitlich befristete, einmalige An-
erkennung der Staatsbürgerschaft 
aufgrund der Geburt für Dauerauf-
enthaltsberechtigte aus. Dadurch 
konnten 170.042 Madhes(inn)en 
einen Ausweis erhalten. Die nati-
onalistische Opposition lässt bis 
heute keine Gelegenheit aus, die-
se Regelung zu denunzieren und 
streut das Gerücht, Inder/-innen 
hätten die Regelung missbraucht, 
um die nepalesische Staatsbürger-
schaft zu erwerben. Dies würde 
die demographische Zusammen-
setzung der nepalesischen Nation 
bedrohen.

Ambivalente Rechtsprechung

In einem Aufsehen erregenden Fall 
annullierte der Oberste Gerichts-
hof 2019 etwa 32.000 Staatsbür-
gerschaftsurkunden, die 1997 von 
einer politischen Kommission aus-
gestellt worden waren und nicht 
den Anforderungen des Bezirks-
verwaltungsamtes entsprachen. 
Nach der Annullierung wurden die 
meisten der Personen aus dem Tarai 
wieder in Staatenlose verwandelt. 

In der Tendenz anders entschied 
der Oberste Gerichtshof 2007, als 
die Bürgerrechte von geschlechts-
spezif ischen Minderheiten zum 
ersten Mal anerkannt wurden. Es 
sollte Einzelpersonen erlaubt sein, 
sich als männlich, weiblich oder 
„andere“ zu identif izieren. Im Jahr 
2013 erließ das Innenministerium 
eine entsprechende Richtlinie. 
Viele Aktivist(inn)en kritisierten 
„andere“ jedoch als zu oberf läch-
lich für Transgender und sich als 
divers verstehende Menschen. Das 
Urteil wurde kein Präzedenzfall, 
sondern galt nur für die betrof-
fenen Antragsteller/-innen.

Ausblick

Die Proteste gegen die fortbeste-
hende Diskriminierung im Staats-
bürgerschaftsrecht werden inte-
ressanterweise von zwei Gruppen 
getragen, die zwei verschiedene 
Themen und zwei durchaus un-
terschiedliche politische Kulturen 
repräsentieren. Die Madhesi- 
Aktivist(inn)en konzentrieren sich 
auf die Naturalisierungsklausel für 
nicht-nepalesische Frauen, die ne-
palesische Männer heiraten. Frau-
enrechtlerinnen versuchen, die 
Staatsbürgerschaft durch Abstam-
mung von der Mutter zu garantie-
ren. Beide Seiten fordern die Ände-
rung der Einbürgerungsklauseln, 
aber es ist kein Gleichklang. Der 
Sexismus einiger Madhesi-Akti-
visten und Vorurteile einiger Frau-
enrechtsaktivistinnen gegen sol-
che Madhesi lassen (noch) keine 
robuste Koalition entstehen. Die 
Geschichte der Staatsbürgerschaft 
in Nepal bleibt eine Geschichte pa-
triarchaler und ethnischer Vorein-
genommenheit. 
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